
Schriftliche Anfrage  
des Abgeordneten Volkmar Halbleib SPD  
vom 15.06.2026

Neue Unterbringungsstrategie der Staatsregierung: „Mieten statt Bauen“ für 
staatliche Behörden

Am 14. April 2026 hat der Ministerrat im Rahmen einer angekündigten Reform des 
staatlichen Hochbaus den neuen Grundsatz „Mieten statt Bauen“ für die Unterbringung 
staatlicher Behörden beschlossen. Künftig soll die Anmietung von Flächen der Regel-
fall sein; eigene Baumaßnahmen sollen nur noch in Ausnahmefällen, etwa bei Spezial-
bauten wie Gefängnissen oder bei herausragenden Projekten, stattfinden. Die Staats-
regierung verspricht sich davon mehr Effizienz und schnellere Handlungsfähigkeit, 
insbesondere bei regulärem Bedarf wie Büroflächen. Die Entscheidungsgrundlagen 
sind dem Landtag bislang nicht bekannt.

Die Staatsregierung wird gefragt:

1.a) Auf Grundlage welcher Wirtschaftlichkeitsberechnungen oder Gut-
achten ist die Staatsregierung zu dem Ergebnis gekommen, dass An-
mietung als Regelfall gegenüber dem Bau eigener Gebäude vorteil-
hafter ist?   3

1.b) Können diese Berechnungen dem Landtag zur Verfügung gestellt 
werden?   3

2.a) Welche jährlichen Mietausgaben wendet der Freistaat Bayern derzeit 
für angemietete Büro- und Verwaltungsflächen auf (bitte aufgeschlüsselt 
nach Ressorts und Regierungsbezirken angeben)?   3

2.b) Wie hoch schätzt die Staatsregierung die zu erwartenden jährlichen 
Mehrausgaben durch den Strategiewechsel hin zu vermehrter An-
mietung in den kommenden zehn Jahren?   4

3.a) Welche konkreten Kriterien werden künftig herangezogen, um zu ent-
scheiden, ob ein Vorhaben als „Ausnahmefall“ eingestuft wird, in dem 
weiterhin gebaut werden darf?   4

3.b) Und wer trifft diese Entscheidung?   4

4.  Wie definiert die Staatsregierung die in der Kabinettssitzung genannten 
„Leuchtturmprojekte“, bei denen weiterhin Neubauten möglich sein 
sollen?   4
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5.  Welche Auswirkungen erwartet die Staatsregierung auf den gewerb-
lichen Mietmarkt in bayerischen Städten, insbesondere in Ballungs-
räumen wie München, Nürnberg und Augsburg?   4

6.  Wie stellt die Staatsregierung sicher, dass langfristige Mietverhältnisse 
nicht zu einer höheren Gesamtkostenbelastung führen als der Bau 
und Betrieb eigener Gebäude (Lebenszykluskostenbetrachtung)?   4

7.a) In welchem Umfang wurden bisher geplante Bauvorhaben durch den 
neuen Grundsatz bereits gestoppt?   4

7.b) In welchem Umfang wurden bisher geplante Bauvorhaben durch den 
neuen Grundsatz zurückgestellt?   5

7.c) In welchem Umfang wurden bisher geplante Bauvorhaben durch den 
neuen Grundsatz in Anmietungsprojekte umgewandelt?   5

8.  Wie bewertet die Staatsregierung den langfristigen Verlust an staat-
lichem Immobilienvermögen, falls dauerhaft Anmietung an die Stelle 
von Eigentumsbildung tritt?   5

  Anlage   6

Hinweise des Landtagsamts   7
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Antwort  
des Staatsministeriums für Wohnen, Bau und Verkehr  
vom 09.07.2026

1.a) Auf Grundlage welcher Wirtschaftlichkeitsberechnungen oder Gut-
achten ist die Staatsregierung zu dem Ergebnis gekommen, dass 
Anmietung als Regelfall gegenüber dem Bau eigener Gebäude vor-
teilhafter ist?

1.b) Können diese Berechnungen dem Landtag zur Verfügung gestellt 
werden?

Die Fragen 1 a und 1 b werden aufgrund des Sachzusammenhangs gemeinsam be-
antwortet.

Flächenmanagementverfahren zur Deckung staatlicher Flächenbedarfe schließen 
aktuell vorwiegend mit der Empfehlung zugunsten von Anmietungen ab. Grundlage 
hierfür sind die im Rahmen der jeweiligen Verfahren regelmäßig vorgenommenen 
Wirtschaftlichkeitsberechnungen der Immobilien Freistaat Bayern (IMBY). Darüber 
hinausgehende Wirtschaftlichkeitsberechnungen oder Gutachten liegen nicht vor.

Der Grundsatz „Mieten statt Bauen“ stellt eine neu strukturierte Beschaffungsmethode 
dar mit dem Ziel, vorhandene Flächen und Gebäude noch besser zu nutzen und bei 
geeigneten Räumen vorrangig auf Angebote des Immobilienmarktes zurückzugreifen.

2.a) Welche jährlichen Mietausgaben wendet der Freistaat Bayern der-
zeit für angemietete Büro- und Verwaltungsflächen auf (bitte auf-
geschlüsselt nach Ressorts und Regierungsbezirken angeben)?

Die Beantwortung der Frage 2 a basiert auf den von der IMBY im Bayerischen Liegen-
schaftsinformationssystem (BayLIS) erfassten Daten.

Die IMBY erfasst dort grundsätzlich nur Daten zu Mietverträgen, die sie selbst namens 
und im Auftrag des Freistaates schließt. Zudem werden Verträge, die andere Dienst-
stellen für den Freistaat schließen und die an die IMBY zu übermitteln sind, erfasst. 
Von der Übermittlungspflicht ausgenommen sind insbesondere Mietverträge mit einer 
sehr�kurzen�Laufzeit�und/oder�einem�sehr�geringen�Mietzins.�Zudem�werden�Verträge,�
die für andere juristische Personen des öffentlichen Rechts geschlossen werden, 
ebenso wie Anmietungen, die durch eine Finanzierungsvereinbarung des Freistaates 
garantiert werden, nicht in BayLIS geführt.

Mieterhöhungen, die z. B. über indexbasierte Anpassungsklauseln vollzogen werden, 
sind der IMBY regelmäßig nicht bekannt, da für die Mietzahlung nicht die IMBY, son-
dern die staatliche Dienststelle zuständig ist, in deren Auftrag die IMBY angemietet 
hat. Sofern die IMBY eine Verlängerungsoption ausübt, ist im Falle einer gleichzeitigen 
Mieterhöhung grundsätzlich die erhöhte Miete maßgeblich. 

Die entsprechenden Mietausgaben (inkl. Mietnebenkosten) des Freistaates für das 
laufende Jahr (gerundet auf 1.000 Euro) und deren Verteilung auf die Ressorts bzw. 
Regierungsbezirke lässt sich der Anlage entnehmen. Unter Ressorts werden die 
Geschäftsbereiche der Staatsminister gem. § 3 Geschäftsordnung der Bayerischen 
Staatsregierung verstanden.
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2.b) Wie hoch schätzt die Staatsregierung die zu erwartenden jährlichen 
Mehrausgaben durch den Strategiewechsel hin zu vermehrter An-
mietung in den kommenden zehn Jahren?

Der Staatsregierung liegen weder Prognosen noch Vergleichsdaten zu Ausgaben künf-
tig zu erwartender Flächenbedarfe vor. Grundsätzlich wird davon ausgegangen, dass 
durch die im Rahmen des Grundsatzes „Mieten statt Bauen“ verfolgten Maßnahmen 
zur Bedarfsoptimierung Mehrausgaben vermieden werden. Im Übrigen wird auf die 
Antwort zu den Fragen 1 a und 1 b verwiesen.

3.a) Welche konkreten Kriterien werden künftig herangezogen, um zu 
entscheiden, ob ein Vorhaben als „Ausnahmefall“ eingestuft wird, 
in dem weiterhin gebaut werden darf?

3.b) Und wer trifft diese Entscheidung?

4.  Wie definiert die Staatsregierung die in der Kabinettssitzung genannten 
„Leuchtturmprojekte“, bei denen weiterhin Neubauten möglich sein 
sollen?

Die Fragen 3 a bis 4 werden aufgrund des Sachzusammenhangs gemeinsam beantwortet.

Bei besonders gelagerten Fällen, wie beispielsweise besonderen Kulturbauten oder 
Vorhaben mit speziellen Sicherheitsanforderungen, kann eine Unterbringung in staat-
lichen Neu- und Umbauten zweckmäßig sein. Das Vorliegen entsprechender Voraus-
setzungen wird im Einzelfall durch die IMBY geprüft und im Einvernehmen mit dem 
jeweiligen Ressort entschieden.

5.  Welche Auswirkungen erwartet die Staatsregierung auf den gewerb-
lichen Mietmarkt in bayerischen Städten, insbesondere in Ballungs-
räumen wie München, Nürnberg und Augsburg?

Zur Deckung staatlicher Flächenbedarfe nutzt der Freistaat bereits regelmäßig An-
gebote des Immobilienmarktes. Gerade in den Ballungsräumen stehen derzeit gewerb-
liche Immobilien in ausreichendem Umfang zur Verfügung, sodass keine nachteiligen 
Auswirkungen durch den Grundsatz „Mieten statt Bauen“ für den gewerblichen Miet-
markt gesehen werden.

6.  Wie stellt die Staatsregierung sicher, dass langfristige Mietverhält-
nisse nicht zu einer höheren Gesamtkostenbelastung führen als der 
Bau und Betrieb eigener Gebäude (Lebenszykluskostenbetrachtung)?

Die Gesamtkostenbelastung ist abhängig von den unterschiedlichen Rahmenbedingungen 
und Parametern des Einzelfalls. Insgesamt zielen die ergriffenen Maßnahmen auf eine 
optimierte Unterbringung zusätzlicher Bedarfe.

7.a) In welchem Umfang wurden bisher geplante Bauvorhaben durch den 
neuen Grundsatz bereits gestoppt?

Bayerischer Landtag    19. Wahlperiode � Seite�4�/�7 Drucksache�19 / 12807



7.b) In welchem Umfang wurden bisher geplante Bauvorhaben durch den 
neuen Grundsatz zurückgestellt?

7.c) In welchem Umfang wurden bisher geplante Bauvorhaben durch den 
neuen Grundsatz in Anmietungsprojekte umgewandelt?

Die Fragen 7 a bis 7 c werden aufgrund des Sachzusammenhangs gemeinsam be-
antwortet.

Es wurden keine geplanten Bauvorhaben gestoppt oder zurückgestellt. 

8.  Wie bewertet die Staatsregierung den langfristigen Verlust an staat-
lichem Immobilienvermögen, falls dauerhaft Anmietung an die Stelle 
von Eigentumsbildung tritt?

Eine vorrangige Deckung zusätzlicher Flächenbedarfe durch Anmietungen bedingt 
nicht zwangsläufig einen Verlust von staatlichem Immobilienvermögen. Vielmehr er-
öffnet die Unterbringung zusätzlicher Flächenbedarfe in Anmietungen den Raum, einen 
Werterhalt des staatlichen Immobilienvermögens im Rahmen notwendiger Unterhalts- 
und Sanierungsmaßnahmen sicherzustellen.
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Anlage – Verteilung Mietausgaben (inkl. Nebenkosten) auf die Ressorts bzw. Regierungsbezirke
Staats-

ministerium 
des Innern, für 

Sport und  
Integration

Staats-
ministerium 
der Justiz

Staats-
ministerium 

für  
Unterricht 
und Kultus

Staats-
ministerium 
der Finanzen 

und für  
Heimat

Staats-
ministerium 

für  
Wirtschaft, 
Landesent-
wicklung 

und Energie

Staats-
ministerium 

für  
Ernährung, 
Landwirt-

schaft,  
Forsten und 
Tourismus

Staats-
ministerium 
für Wohnen, 

Bau und  
Verkehr

Staats-
ministerium 
für Familie, 
Arbeit und 
Soziales

Staats-
ministerium 
für Umwelt 

und  
Verbraucher-

schutz

Staats-
ministerium 
für Gesund-
heit, Pflege 

und  
Prävention

Staats-
ministerium für 
Wissenschaft 

und Kunst

Staats-
ministerium 
für Digitales

Gesamter-
gebnis

Mittel-
franken

9.773.000 Euro 1.221.000 Euro 530.000 Euro 7.117.000 Euro 9.000 Euro 1.153.000 Euro 857.000 Euro 64.000 Euro 810.000 Euro 2.477.000 Euro 27.275.000 Euro — 51.286.000 Euro

Nieder-
bayern

3.356.000 Euro 1.358.000 Euro — 2.749.000 Euro 6.000 Euro 2.591.000 Euro 78.000 Euro 156.000 Euro 124.000 Euro — 11.362.000 Euro — 21.780.000 Euro

Ober-
bayern

36.934.000 Euro 7.179.000 Euro 2.549.000 Euro 5.906.000 Euro 899.000 Euro 1.288.000 Euro 1.413.000 Euro 3.083.000 Euro 1.299.000 Euro 6.209.000 Euro 43.772.000 Euro 2.738.000 Euro 113.269.000 Euro

Ober-
franken

1.160.000 Euro 1.621.000 Euro 59.000 Euro 1.857.000 Euro 7.000 Euro 680.000 Euro 29.000 Euro 636.000 Euro 631.000 Euro 182.000 Euro 13.179.000 Euro — 20.041.000 Euro

Ober-
pfalz

1.512.000 Euro 683.000 Euro 63.000 Euro 1.016.000 Euro — 821.000 Euro 7.000 Euro 1.000 Euro — 2.104.000 Euro 2.698.000 Euro — 8.905.000 Euro

Schwa-
ben

11.630.000 Euro 1.063.000 Euro 182.000 Euro 1.985.000 Euro — 1.096.000 Euro 762.000 Euro 719.000 Euro 395.000 Euro 130.000 Euro 6.903.000 Euro — 24.865.000 Euro

Unter-
franken

1.034.000 Euro 905.000 Euro — 1.257.000 Euro — 325.000 Euro 89.000 Euro 82.000 Euro — 165.000 Euro 3.558.000 Euro — 7.415.000 Euro

Gesamt-
ergebnis

65.399.000 Euro 14.030.000 Euro 3.383.000 Euro 21.887.000 Euro 921.000 Euro 7.954.000 Euro 3.235.000 Euro 4.741.000 Euro 3.259.000 Euro 11.267.000 Euro 108.747.000 Euro 2.738.000 Euro 247.561.000 Euro
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Hinweise des Landtagsamts

Zitate werden weder inhaltlich noch formal überprüft. Die korrekte Zitierweise liegt in 
der Verantwortung der Fragestellerin bzw. des Fragestellers sowie der Staatsregierung.

Zur Vereinfachung der Lesbarkeit können Internetadressen verkürzt dargestellt sein. 
Die vollständige Internetadresse ist als Hyperlink hinterlegt und in der digitalen Version 
des Dokuments direkt aufrufbar. Zusätzlich ist diese als Fußnote vollständig dargestellt. 

Drucksachen, Plenarprotokolle sowie die Tagesordnungen der Vollversammlung und 
der  Ausschüsse sind im Internet unter www.bayern.landtag.de/parlament/dokumente�
abrufbar.

Die aktuelle Sitzungsübersicht steht unter www.bayern.landtag.de/aktuelles/sitzungen�
zur Verfügung.
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